


Gesellscha�en sind heute von funk�onaler Ausdifferenzierung,
Individualisierung und Pluralisierung gekennzeichnet. Dies lässt die Frage
nach dem gesellscha�lichen Zusammenhalt virulent werden. Die Poli�k
sucht nach Wegen, mit dieser Vielfalt umzugehen und den
gesellscha�lichen Zusammenhalt zu stärken. Davon zeugen Deba�en über
Bildungspoli�k, Sprachkurse und Leitkultur, Runde Tische oder
Islamkonferenzen. Die Poli�sche Philosophie hat in den vergangenen
Jahrzehnten darauf aufmerksam gemacht, dass der Umgang mit Pluralität
einer differenzierten und mul�perspek�vischen Diskussion im Lichte der
vielfäl�gen Parameter von gesellscha�licher Vielfalt bedarf. Was also hält
Gesellscha�en überhaupt (noch) zusammen? Und wie gelingt der Umgang
mit legi�mer Pluralität? Der Band versammelt Beiträge aus der Philosophie
und aus den Sozial- und Kulturwissenscha�en, die aus ihren jeweiligen
Perspek�ven Antwortvorschläge formulieren.

Prof. Dr. Michael Reder und Mara-Daria Cojocaru M.A. lehren an der
Hochschule für Philosophie München. Hanna Pfeifer M.A. ist
wissenscha�liche Mitarbeiterin an der Universität Magdeburg.
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Was hält Gesellscha�en zusammen? Eine
Einführung

Michael Reder, Hanna Pfeifer, Mara-Daria Cojocaru

1 Soziale und kulturelle Vielfalt als Ausgangspunkt

Die	Frage	nach	gesellschaftlichem	Zusammenhalt	ist	eine	zentraleFrage	moderner	Gesellschaften	–	gerade	und	vor	allem,	weil	diesezunehmend	heterogener	werden.	Moderne	Gesellschaften	sind	heutedurch	eine	enorme	Pluralität	gekennzeichnet:	Es	existieren	eineVielzahl	von	Meinungen,	Wertvorstellungen,	kulturellen	Traditionenund	Weltanschauungen,	die	das	Zusammenleben	prägen.	Es	gibtMozart-	und	Lady	Gaga-Fans,	Veganer	und	Fleischesser,Neokonservative	und	Ökobewegte,	Progressive	undFortschrittsskeptiker,	und	es	gibt	Muslime,	Katholiken	und	Esoteriker.Alle	sind	gleichermaßen	Teil	der	Gesellschaft,	wobei	die	Vielfaltentsprechend	dem	Land	beziehungsweise	dem	kulturellem	Kontextunterschiedlich	ausfällt.	Diese	Pluralität	ist	dabeigesellschaftstheoretisch	auf	unterschiedlichen	Ebenen	angesiedelt,	siekennzeichnet	sowohl	die	privaten	Lebenswelten	als	auch	denöffentlichen,	kulturellen	oder	politischen	Raum.Angesicht	dieser	großen	Vielfalt	wird	seit	einigen	Jahren	wiederintensiv	die	Frage	nach	dem	gesellschaftlichen	Zusammenhalt	gestellt(Heitmeyer	1997;	Bedford-Strohm	1999).	Es	geht	darum,	wie	mit	derkomplexen	Pluralität	umgegangen	werden	soll	und	was	Aspekte	einesgesellschaftlichen	Zusammenhaltes	heute	sein	können.	Diese	Debattenführen	in	den	Kern	der	Frage	nach	der	Demokratie,	denn	letztlichversuchen	westliche	Gesellschaften	mit	der	Demokratie	als	politischerForm	einen	angemessenen	Umgang	mit	Pluralität	herzustellen.Gesellschaftlicher	Zusammenhalt	ist	deshalb	nicht	ein	Wert	per	se,	keinnormatives	Leitbild,	sondern	er	kann	erst	vor	dem	Hintergrund	seiner



Einbettung	in	demokratischen	Institutionen	angemessen	analysiert	undbewertet	werden.„Gesellschaftlicher	Zusammenhalt	alleine	ist	kein	Wert	an	sich.	Auch	eine	Diktatur	kanngeprägt	sein	durch	gesellschaftlichen	Zusammenhalt.	Erst	wenn	es	um	den	gesellschaftlichenZusammenhalt	in	der	freiheitlichen	Demokratie	geht,	werden	Werte	angesprochen,	zu	denenwir	uns	bekennen:	Freiheit,	Menschenrechte,	Toleranz.“	(Krüger	2009:	329)Wahlen	sind	in	Demokratien	oftmals	das	typische	Instrument,	mit	demalle	Bürger	gleichermaßen	in	den	politischen	Prozess	eingebunden	unddamit	das	Politische	zur	Sache	aller	Beteiligten	gemacht	werden	soll.Dabei	gilt	formale	Gleichheit:	Alle	Menschen	haben	das	gleiche	Rechtsich	zu	äußern	und	ihre	Stimme	abzugeben.	Die	Entscheidung,	wiepolitische	Fragen	zu	lösen	sind,	fällt	deshalb	die	Mehrheit.Gleichzeitig	ist	seit	einigen	Jahren	genau	diese	Betonung	derDemokratie	als	Garant	gesellschaftlichen	Zusammenhalts	in	die	Kritikgeraten.	Denn	immer	wieder	wird	in	politischen	Debattenargumentiert,	dass	Gesellschaften	über	die	Freiheit	und	Gleichheit	derBürger	hinaus	eine	gemeinsame	kulturelle	Basis	brauchen	–	gerade	ineiner	immer	ausdifferenzierteren	multikulturellen	Gesellschaft.	DieRede	ist	dann	oftmals	von	einer	Leitkultur,	die	notwendig	ist,	um	einegesellschaftliche	Einheit	angesichts	der	wachsenden	Pluralitätherzustellen.	Wie	viel	kulturelle	Pluralität	vertragen	Gesellschaften	undwie	viel	einheitliche	Kultur	ist	notwendig,	so	die	implizit	gestellteFrage.	Die	Demokratie	ist	in	diesem	Zusammenhang	manchen	zuliberal,	zu	formal,	weshalb	die	Vielfalt	(z.B.	kultureller	Traditionen	oderweltanschaulich	gebundener	Wertvorstellungen)	an	eine	gemeinsameLeitkultur	rückgebunden	werden	soll.	Was	mit	dem	Begriff	‚Leitkultur‘genau	gemeint	ist	in	einer	Gesellschaft	wie	der	deutschen,	in	der	daspopulärste	Gericht	der	Döner	ist	und	die	höchsten	EinschaltquotenDieter	Bohlens	Deutschland sucht den Superstar	erreicht,	bleibt	indesmeist	offen.
2 Der Anfang der Deba�e: Liberalismus vs.
Kommunitarismus



Die	Ursprünge	der	Diskussion	über	die	Bedeutung	gesellschaftlichenZusammenhalts	�inden	sich	aus	sozialphilosophischer	Perspektive	inder	Debatte	zwischen	Liberalismus	und	Kommunitarismus.	Mit	der
Theorie der Gerechtigkeit	hat	John	Rawls	(Rawls	1979	[1971])	eines	derwichtigsten	Werke	der	Praktischen	Philosophie	des	20.	Jahrhundertsvorgelegt	und	gleichzeitig	einen	Eckpfeiler	des	Liberalismus	in	denphilosophischen	Diskurs	gesetzt.	Seine	Grundfrage	ist,	wie	dieInstitutionen	einer	gerechten	Gesellschaft	aussehen	sollen	und	welcheArgumente	sich	hierfür	anführen	lassen.	Rawls	fragt	nicht	danach,	waseine	gerechte	Handlung	ist	oder	wodurch	sich	ein	gerechter	Menschauszeichnet.	Der	erste	Gegenstand	der	Gerechtigkeit	ist	dieGrundstruktur	der	Gesellschaft	als	solche.	„Gerechtigkeit	ist	die	ersteTugend	sozialer	Institutionen.“	(Rawls	1979	[1971]:	19)Um	zu	begründen,	was	eine	gerechte	Gesellschaft	ausmacht,	stelltRawls	ein	Gedankenexperiment	an:	In	der	Tradition	derVertragstheorien	stehend,	fragt	er	danach,	für	welcheGesellschaftsordnung	sich	Menschen	in	einem	�iktiven	Urzustandentscheiden	würden.	Die	Menschen	im	Urzustand	haben,	so	seineAnnahme,	einerseits	eine	individuelle	Vorstellung	von	ihrem	eigenenLebensplan	und	wollen	diesen	bestmöglich	verwirklichen.	Um	einmöglichst	gerechtes	Verfahren	zur	Verteilung	von	Gütern	und	Rechteninnerhalb	einer	Gesellschaft	zu	gewährleisten,	nimmt	Rawls	an,	dassdie	Menschen	im	Urzustand	kein	Wissen	über	persönliche	Anlagen	undFähigkeiten,	äußere	Umstände,	gesellschaftliche	Positionen	oderGenerationenangehörigkeit	haben.	Sie	be�inden	sich	hinter	einem„Schleier	des	Nichtwissens“	in	diesem	Urzustand	und	wissen	nichtsüber	ihre	gesellschaftliche	Ausgangssituation.	Zudem	sind	sie	durchwechselseitiges	Desinteresse	geprägt,	d.h.	ihre	Entscheidungen	werdennicht	bedingt	durch	Gefühle	der	Sympathie	oder	Abneigung	gegenüberanderen;	auch	gilt	das	Prinzip	der	Neidfreiheit.	In	einemAbwägungsprozess	würden	die	Menschen	nun	hinter	diesem	Schleierdes	Nichtwissens	überlegen,	welchen	allgemeinen	Prinzipien	siezustimmen	würden,	um	sowohl	ihren	Lebensplan	als	auch	einegerechte	Gesellschaft	bestmöglich	verwirklichen	zu	können.Die	Schlussfolgerung,	die	Rawls	für	liberale	Gesellschaften	zieht,	istweithin	bekannt.	Menschen	würden	sich	aufgrund	dieser	Überlegungauf	zwei	Gerechtigkeitsgrundsätze	einigen:	das	umfangreichste	System



gleicher	Grundfreiheiten	und	das	Differenzprinzip.	Rawls	legt	mitdieser	Gerechtigkeitstheorie	den	liberalen	Ethikansatz	des	20.Jahrhunderts	schlechthin	vor.	Sie	ermöglicht	letztlich	eine	ethischeBegründung	des	demokratischen	sozialen	Rechtsstaats.	Denn	dasSystem	der	größtmöglichen	Grundfreiheiten	und	dasVerteilungsprinzip	von	Grundgütern	führen,	wenn	man	es	politischausbuchstabiert,	letzten	Endes	zu	einem	sozialstaatlichdemokratischen	Modell.	Zentral	für	die	Frage	des	gesellschaftlichenZusammenhaltes	ist,	dass	dieser	über	die	rationale	Begründung	derbeiden	Gerechtigkeitsprinzipien	hergestellt	wird.	Weil	diese	beidenPrinzipien	für	alle	Menschen	vernünftig	sind,	stellen	sie	denKulminationspunkt	ihrer	Vorstellung	von	einer	gerechten	Gesellschaftdar.	Gesellschaftlicher	Zusammenhalt	wird	über	diese	beidenPrinzipien,	und	damit	über	eine	bestimmte	freiheitlich-demokratischeGestaltung	von	Institutionen	gesichert.Michael	Walzers	philosophische	Position	ist	eine	kommunitaristischeAntwort	auf	die	Theorie	der	Gerechtigkeit	von	Rawls	(Walzer	1992).Walzer	steht	dabei	auf	der	Seite	des	Kommunitarismus	(vgl.exemplarisch	MacIntyre	1987;	Taylor	2002).	Kommunitaristenbetonen,	dass	Normen	immer	rückgebunden	sind	an	die	sprachlich,kulturell	oder	religiös	de�inierte	Gemeinschaft.	In	jeder	Gemeinschaftexistieren	geteilte	und	gelebte	Moralvorstellungen,	welche	die	Basis	fürdie	Beurteilung	von	Handlungen	in	dieser	Gemeinschaft	sind.	Mit	dieserPerspektive	soll	betont	werden,	dass	der	Mensch	nicht	als	einvereinzeltes	Individuum	gedacht	werden	kann,	wie	das	in	derphilosophischen	Tradition	der	Neuzeit	oft	üblich	gewesen	ist.	Hier	wirddie	aristotelische	Sozialnatur	des	Menschen	in	Anschlag	gebracht.Bezugspunkt	für	Walzers	Nachdenken	über	Gerechtigkeit	ist	diejeweilige	politische	Gemeinschaft,	die	durch	ein	gemeinsamesBewusstsein	von	Sprache,	Geschichte	und	Kultur	geprägt	ist.Gerechtigkeit	ist	deshalb	immer	ein	relativer	Begriff	in	Bezug	auf	dieseTradition	und	Struktur	der	jeweiligen	Gemeinschaft.	Gegen	Rawlswendet	Walzer	ein,	dass	Gerechtigkeitsprinzipien	nicht	hinter	einemSchleier	des	Nichtwissens	gesucht	werden	können,	sondern	nur	vordem	konkreten	Hintergrund	kultureller	und	geschichtlicherErfahrungen.	Sich	über	ein	entsprechendes	Verständnis	kulturell	undhistorisch	gemachter	Werterfahrungen	hinwegzusetzen,	bedeutet



ungerecht	zu	sein	–	so	Walzers	prägnante	These.	Jede	Gemeinschaft	hatalso	eine	eigene	Vorstellung	von	Gerechtigkeit,	die	es	zu	beachten	undeigens	zu	re�lektieren	gilt.	Gerechtigkeit	gibt	es	nie	als	abstrakteszeitloses	Prinzip,	sondern	nur	als	konkrete	Realisierung.	Deshalb	gehtWalzer	auch	davon	aus,	dass	die	soziale	Bedeutung	der	Güter	ihreVerteilung	bestimmt:	Verteilung	kann	nur	in	Bezug	auf	die	Bedeutungder	Güter	innerhalb	einer	Gesellschaft	gerecht	sein.	Gerechtigkeitwurzelt	also	„in	all	den	Dingen,	die	eine	gemeinsame	Lebensweiseausmachen“	(Walzer	1992:	443).Gegenüber	den	liberalen	Theorien	betont	der	Kommunitarismus	alsovor	allem	die	gesellschaftlichen	Unterschiede	in	Form	von	Bindung	anFamilien,	Kulturen,	Staaten	oder	moralische	Gemeinschaften.	Dieseunterschiedlichen	Formen	der	Vergemeinschaftung	sind	die	Basis	desgesellschaftlichen	Zusammenhaltes.	Werden	sie	missachtet	oder	für	dieOrdnung	des	Zusammenlebens	zu	rein	formalen	Prinzipien	abstrahiert,besteht	die	Gefahr,	dass	der	gesellschaftliche	Zusammenhalt	erodiert.Im	Gegensatz	zu	liberalen	Theorien	betonen	Kommunitaristen	alsodeutlich	stärker	den	Gemeinschaftsaspekt.	Zudem	sind	sie	skeptischergegenüber	der	Idee	einer	gesamtgesellschaftlichen	Rationalität.
3 Wie viel Gemeinscha� braucht eine plurale
Gesellscha�?

Die	Debatte	zwischen	Kommunitarismus	und	Liberalismus	hat	in	den1990er	Jahren	an	Schwung	deutlich	verloren,	nicht	zuletzt,	weil	sich	diezentralen	Vertreter	der	beiden	Theoriestränge	in	denwissenschaftlichen	Debatten	immer	mehr	aneinander	angenäherthaben	(vgl.	exemplarisch	Walzer	2007).	Will	man	genauer	verstehen,wo	die	gegenwärtige	Kon�liktlinien	in	der	Debatte	übergesellschaftlichen	Zusammenhalt	verlaufen,	so	ist	ein	Blick	auf	diealltäglichen	Verwendungsweisen	des	Begriffs	‚Pluralismus‘	hilfreich,unter	denen	drei	als	besonders	bedeutsam	gelten	können.Erstens	dient	der	Begriff	Pluralismus	oftmals	in	einer	neutralenPerspektive	zur	Beschreibung	ausdifferenzierter	Gesellschaften.	Indemokratischen	Gesellschaften	herrscht	Meinungs-	und	Redefreiheit



und	jeder	Bürger	kann	sich	für	eine	Weltanschauung,	einen	Beruf	odereine	politische	Meinung	selbst	entscheiden.	Pluralismus,	alsBeschreibung	faktischer	gesellschaftlicher	Vielfalt,	ist	in	dieser	Hinsichtein	Kernmerkmal	demokratischer	Gesellschaften.Neben	dieser	deskriptiven	können	zwei	normativeVerwendungsweisen	des	Begriffs	unterschieden	werden.	In	der	erstender	beiden	Hinsichten	wird	Pluralismus	als	ein	positiver	Wertbegründet	(vgl.	Berlin	1988).	Pluralismus	dient	nicht	nur	zurBeschreibung	heterogener	Gesellschaften,	sondern	wird	in	einernormativen	Hinsicht	als	positiv	bewertete	Basis	gesellschaftlichenZusammenlebens	interpretiert.	Gerade	weil	jeder	Bürger	denken,	tunund	glauben	darf,	was	er	will,	kann	überhaupt	erst	so	etwas	entstehenwie	eine	freiheitliche	Gesellschaft,	in	der	Menschen	friedlichmiteinander	zusammenleben.	Pluralismus	sichert	in	dieser	Hinsichtden	gesellschaftlichen	Zusammenhalt	und	wird	so	als	Garant	desgesellschaftlichen	Zusammenhalts	gedeutet.In	der	dritten	und	letzten	Verwendungsweise	wird	der	BegriffPluralismus	eher	negativ	konnotiert.	Aus	dieser	Perspektive	stellt	ereine	Gefahr	für	die	gesellschaftliche	Einheit	dar,	weil	die	Vielfalt	auf	denverschiedenen	Ebenen	(Lebenswelt,	Politik,	Kultur	usw.)	inunterschiedlicher	Weise	den	Zusammenhalt	gefährdet:	Entweder	wirdder	Pluralismus	als	eine	Normschwäche	gedeutet,	die	Ausdruckfehlender	gemeinsamer	Werte	ist,	oder	er	ist	ein	Symptom	fürEntsolidarisierungstendenzen	komplexer	Gesellschaften.	WachsenderEgoismus,	Heimatlosigkeit	oder	fehlende	Hilfsbereitschaft	werdentypischerweise	beklagt.	Teilweise	geht	diese	Pluralismuskritik	sogar	soweit,	dass	ein	„Verfall“	des	Staates	beziehungsweise	derdemokratischen	Prinzipien	von	Staatlichkeit	durch	wachsendenLobbyismus	und	die	Orientierung	am	Eigeninteresse	in	politischenEntscheidungen	diagnostiziert	wird.	Hinter	allen	drei	Vorwürfen	stehtdie	Forderung	nach	mehr	gesellschaftlicher	Einheit	–	sei	es	als	einekulturelle	Gemeinschaftsvorstellung	oder	eine	geteilte	politischeWertebasis.	Die	Vorwürfe	sind	für	Vertreter	dieser	Pluralismuskritik	einAusdruck	dafür,	dass	liberale	Gesellschaften	mehr	brauchen	als	formaleGleichheit.	Es	reicht	nicht	aus,	dass	allen	Bürgern	formal	betrachtet	diegleichen	Rechte	zukommen,	sondern	Gesellschaften	brauchen	auch	einemateriale	Gemeinschaftsvorstellung,	denn	nur	so	können



gesellschaftliche	Normen	begründet	werden.	Wie	diesesGemeinschaftsgefühl	de�iniert	oder	erzeugt	werden	kann	und	wie	weitdie	darin	impliziten	normativen	Forderungen	reichen	sollen,	istallerdings	umstritten.Vor	diesem	Hintergrund	wird	deutlich,	dass	individuelleSelbstbestimmung	und	die	Forderung	nach	Gemeinschaft	in	modernenGesellschaften	immer	in	einem	Spannungsverhältnis	zueinanderstehen.	Einerseits	gehören	Autonomie	und	Selbstbestimmung	zu	denKernmerkmalen	moderner	Gesellschaften.	Bürger	wollen	selber	überihr	Leben	entscheiden,	auch	wenn	diese	Entscheidungen	gegen	dieGemeinschaft	und	den	Common Sense	gerichtet	sein	sollten.Andererseits	sind	Menschen	immer	Teil	einer	Gemeinschaft,	insprachlicher,	historischer,	kultureller,	politischer	und	auch	normativerHinsicht.	Wenn	eine	Gesellschaft	diesbezüglich	keine	gemeinschaftlicheEbene	mehr	aufweist,	läuft	sie	Gefahr	zu	erodieren	oder	zumindestwird	ein	friedvolles	Zusammenleben	erschwert.Gleichzeitig	haben	Sozialphilosophen	und	Soziologen	in	denvergangenen	Jahrzehnten	bei	aller	Notwendigkeit	vonVergemeinschaftung	auf	die	Grenzen	dieses	Prozesses	aufmerksamgemacht.	Aus	sozialphilosophischer	Sicht	hat	sich	beispielsweise	IsaiahBerlin	intensiv	mit	dem	Verhältnis	von	Pluralismus	undVergemeinschaftung	beschäftigt.	Er	argumentiert,	dass	moderneGesellschaften	auf	Werten	wie	Freiheit	und	Gleichheit	fußen,	dieuniversellen	Charakter	haben.	Diese	Werte	sind	allerdings	nicht	immerin	Einklang	zu	bringen,	im	Extremfall	können	sie	sich	in	pluralenGesellschaften	sogar	widersprechen.	Immer	dann,	wenn	eineendgültige	Harmonisierung	der	Werte	versucht	wird,	droht	Gesellschafttotalitär	zu	werden,	so	Berlin.„So	I	conclude	that	the	very	notion	of	a	�inal	solution	is	not	only	impracticable	but,	if	I	amright,	and	some	values	cannot	but	clash,	incoherent	also.	The	possibility	of	a	�inal	solution—even	if	we	forget	the	terrible	sense	that	these	words	acquired	in	Hitler’s	day—turns	out	to	bean	illusion;	and	a	very	dangerous	one.	For,	if	one	really	believes	that	such	a	solution	ispossible,	then	surely	no	cost	would	be	too	high	to	obtain	it.“	(Berlin	1988:	16)Daher	sind	moderne	Gesellschaften	notwendig	auf	einen	offenenDiskurs	zur	Umsetzung	dieser	Werte	in	den	konkretengesellschaftlichen	und	politischen	Fragen	angewiesen;	erst	dieser



Diskurs	über	die	Anpassung	der	gemeinschaftlichen	Werte	an	diekonkrete	Situation	kann	gesellschaftlichen	Zusammenhalt	herstellen.Als	ein	Beispiel	aus	der	Soziologie	zu	diesem	Themenfeld	sei	dieStudie	von	Elias	und	Scotson	zu	Etablierten	und	Außenseitern	erwähnt(Elias/Scotson	1993).	Im	Prozess	des	Zuzuges	neuer	Mitbewohner	inetablierte	Gemeinschaften	konstituiert	sich	für	die	beiden	Autorenautomatisch	ein	Exklusionsmechanismus.	In	diesem	exkludierendenNormierungsprozess	werden	alle	positiven	Eigenschaften	nach	innenund	alle	negativen	Eigenschaften	nach	außen	zugeschrieben.	Damiteinhergehen	die	Bildung	von	Stereotypen	und	die	Stigmatisierung	derAußenseiter.	Das	Problem	besteht	darin,	dass	sich	die	Außenseitermeist	nicht	schnell	genug	organisieren	können,	um	dieser	Entwicklungentgegenzusteuern,	und	dieser	Prozess	daher	zu	überzogenerAbgrenzung	führen	kann.	Genau	darin	besteht	in	soziologischerHinsicht	das	Gefährdungspotenzial	von	einer	starken	Betonung	vonGemeinschaft	als	notwendige	Voraussetzung	gesellschaftlichenZusammenhalts.
4 Demokra�e und gesellscha�licher Zusammenhalt:
Delibera�ve Verfahren und poli�scher Streit

Diese	Hinweise	auf	die	Gefahren	einer	überzogenen	Betonunggesellschaftlicher	Einheit	bedeuten	wiederum	nicht,	dass	nicht	auchDemokratien	von	einem	bestimmten	Maß	vonGemeinschaftsvorstellungen	leben	würden.	Demokratien	sind	keineAnsammlungen	vereinzelter	Bürger,	sondern	soziale	Beziehungen	undkomplexe	Prozesse	ineinander	verschränkter	Vergemeinschaftungkennzeichnen	die	moderne	Gesellschaft.	Demokratien	sind	auf	eine,wenn	auch	formale	und	oftmals	brüchige,	kollektive	Identitätangewiesen.	Diese	kollektive	Identität	be�indet	sich	jedoch	in	einemfortlaufenden	Prozess	der	Selbst-	und	Neuer�indung.	Bereits	Humboldtspricht	in	diesem	Zusammenhang	von	der	Idee	der	Menschheit,	dieständig	neu	von	allen	Mitgliedern	der	Gesellschaft	zu	verwirklichen	ist.Jedes	Verstehen	des	Anderen	verändert	dabei	gleichzeitig	dasGemeinschaftsverständnis.



In	Demokratien	ist	man	bemüht,	eben	jenen	normativenVorstellungen	hinsichtlich	der	Grundlagen	von	Gemeinschaftsbildungauch	einen	rechtlichen	Ausdruck	zu	geben:	Das	Grundgesetz	ist	eintypisches	Beispiel,	wie	dieser	Prozess	gelingen	kann;	Überlegungen	zumöglichen	Formen	des	Verfassungspatriotismus	(vgl.	Habermas	1992)gehören	zu	den	andauernden	Bemühungen	der	Weiterentwicklung	undTradierung.	Allerdings	sind	auch	rechtliche	Regelungen	immerinterpretationsoffen.	Die	gegenwärtige	Debatte	über	die	Beschneidungvon	Kindern	aus	religiösen	Gründen	belegt	dies	deutlich.	Hier	zeigt	sichein	Spannungsverhältnis	zwischen	dem	Recht	auf	körperlicheUnversehrtheit,	dem	Recht	auf	Erziehung	und	der	Religionsfreiheit,	dasnicht	eindeutig	gelöst	werden	kann.	Gesellschaften	sind	daraufangewiesen,	in	einem	offenen	Diskurs	solche	Spannungen	re�lexiv	zubearbeiten	und	gemeinsame	politische	Lösungen	zu	�inden.Die	Politische	Philosophie	kennt	unterschiedliche	Wege,	wie	solcheKon�likte	in	pluralen	Gesellschaften	gelöst	werden	sollen.	Zwei	typischeWege	sollen	hier	einander	gegenübergestellt	werden,	weil	sie	alsprototypisch	für	zwei	Argumentations�iguren	hinsichtlich	desgesellschaftlichen	Zusammenhaltes	in	Demokratien	angesehen	werdenkönnen.	Dabei	geht	es	einerseits	um	die	Konzeption	der	deliberativenDemokratie	von	Jürgen	Habermas	und	andererseits	die	Theorie	derradikalen	Demokratie	von	Chantal	Mouffe.Das	gesamte	philosophische	Schaffen	von	Habermas	steht	untereiner	au�klärerischen	Leitidee:	Er	möchte	Emanzipation	undDemokratie	fördern,	Menschen	zur	Beteiligung	an	gesellschaftlichenProzessen	bewegen	und	zu	mehr	Verständigung	beitragen.	Seinephilosophische	Grundidee	setzt	bei	der	alltäglichen	Situation	desGesprächs	an.	Er	stellt	fest,	dass	Menschen	nicht	nicht	miteinandersprechen	können.	Im	Gespräch	suchen	sie	in	unterschiedlicher	Weisenach	Verständigung	–	dies	ist	die	Grundidee	der	Diskurstheorie.Sprache	ist	also	nicht	nur	die	basale	Form	von	Intersubjektivität,sondern	gleichzeitig	ein	grundlegender	Schritt	auf	dem	Weg	zuEmanzipation	und	Verständigung,	denn	mit	dem	ersten	sprachlichenSatz	ist	„die	Intention	eines	allgemeinen	und	ungezwungenenKonsensus	unmissverständlich	ausgesprochen“	(Habermas	1968:	163).Die	Basis	der	hierauf	au�bauenden	Demokratietheorie	ist	eindreigeteiltes	Gesellschaftskonzept,	das	Lebenswelt,	Öffentlichkeit	und



Systeme	unterscheidet.	In	der	Lebenswelt	werden	die	Formenmenschlicher	Verständigung	fundiert.	In	den	lebensweltlichenKontexten	des	Alltags	handeln	Menschen	intuitiv	kommunikativ	undsuchen	nach	Verständigungen.	Die	Öffentlichkeit	wiederum	hat	dieAufgabe,	die	Problemlagen,	die	in	der	Lebenswelt	entstehen,aufzunehmen,	lautverstärkend	in	den	öffentlichen	Raum	einzuspeisenund	Druck	auf	das	politische	System	ausüben.	Der	Bereich	der	Systemeträgt	der	Einsicht	Rechnung,	dass	Menschen	auch	strategisch	handeln,d.h.	funktional	ein	bestimmtes	Ziel	verfolgen.Mit	Blick	auf	die	Grunderfahrung	des	Sprechens	erkennen	Menschenin	ethischer	Hinsicht,	dass	diejenigen	Normen	als	legitimiert	anerkanntwerden	können,	denen	alle	zustimmen	können.	Der	diskursethischeGrundsatz	lautet,	„dass	nur	die	Normen	Geltung	beanspruchen	dürfen,die	die	Zustimmung	aller	Betroffenen	als	Teilnehmer	eines	praktischenDiskurses	�inden	(oder	�inden	könnten)“	(Habermas	1983:	103).Dahinter	steht	die	Einsicht,	dass	derjenige,	der	zu	argumentierenanfängt,	schon	immer	bestimmte	Regeln	respektiert,	hinter	die	er	odersie	nicht	mehr	zurückgehen	kann.	Wer	redet,	muss	diese	Regeln	immerschon	akzeptieren,	denn	sonst	verwickelt	er	sich	in	einenSelbstwiderspruch.	Die	Diskursethik	setzt	also	bei	derLebenswirklichkeit	der	Menschen	an.	Sie	ist	dabei	eine	formale	Ethik.Ganz	in	der	kantischau�klärerischen	Perspektive	geht	Habermas	davonaus,	dass	Menschen	rational	kommunizieren	und	sich	in	einem	(wennauch	hypothetischen)	Diskurs	einigen	können.	Diese	kommunikativeRationalität	begründet	dabei	eine	dialogische	Ethik.	Normen	für	dasZusammenleben	können	nur	aus	dem	dialogischen	Argumentierenselbst	begründet	werden	und	nicht	aus	einer	monologischenVernunftspekulation.Habermas	hat	in	vielen	Schriften	aufgezeigt,	wie	diesephilosophische	Einsicht	politisch	umgesetzt	werden	kann.	‚DeliberativeDemokratie‘	ist	der	Begriff,	der	über	diesen	Überlegungen	vonHabermas	steht	(vgl.	exemplarisch	Habermas	1992).	Damit	ist	gemeint,dass	Meinungs-	und	Willensbildungsprozesse	institutionalisiertwerden	sollten,	durch	die	möglichst	alle	Betroffenen	einer	Gesellschaftan	den	Diskursen	über	kritische	Fragen	des	Zusammenlebens	beteiligtwerden	können.	Die	sich	spontan	bildende,	kreative	und	dezentralenicht-vermachtete	Öffentlichkeit	sichert	dabei	die	Pluralität	von


